


Mit den Integrationskursen steht ein nationalpädagogi-

sches Disziplinierungsinstrument zur Verfügung, mit

dem Immigrierte der deutschen Kultur- und Werteord-

nung überantwortet werden. Wie das rot-grüne Zuwan-

derungsgesetz wurde die Integrationskursverordnung

(IntV) zum 1. Januar 2005 eingeführt und trug die poli-

tische Handschrift des mehrfachen Big Brother Award

Gewinners Otto Schily. Im Kern schreibt diese Verord-

nung weniger das Recht als die nach § 44a des neuen

Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) auferlegte Pflicht zur

Teilnahme an einem penibel überprüften Sprach- und

Orientierungskurs vor. Die nun bis zu 930 Unterrichts-

stunden umfassenden Kurse sind als eine zweite Sozia-

lisationsinstanz konzipiert, um nach erfolgreicher Prü-

fung das vom Goethe-Institut entwickelte Sprachdiplom

Zertifikat Deutsch zu erwerben

und die politisch-kulturelle Orien-

tierung der Prüflinge zu evaluie-

ren sowie ‚weiterzuentwickeln’.

Bis Ende 2006 sind rund 250.000

Menschen durch 16.850 Kurse der

Integrationsindustrie geleitet wor-

den. Sie wurden dabei von einem

entsprechend großen Apparat aus

etwa 12.000 Lehrenden und 1.800 zugelassenen Trägern

betreut, die wiederum der Kontrolle des neugeschaffe-

nen Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge1

(BAMF) unterstehen.

Mit den im Nationalen Integrationsplan (NIP) vom Juli

2007 angekündigten Maßnahmen, die nicht zuletzt auf

mehr „Controlling”, „Erfolgskontrollen”, Ausbau elektro-

nischer Datenbanken und Überwachungsnetzwerke zur

Identifizierung „integrationsbedürftiger” MigrantInnen

setzen, zeichnet sich eine weitere Verschärfung des

deutschen Integrationsregimes ab. Die Bundesregierung

beabsichtigt in den nächsten Jahren, Pflichtkurse für

280.000 bis 336.000 bereits in Deutschland lebende

Migrantinnen und Migranten als ›nachholende Integra-

tion‹ durchzuführen. Auch die für diese Aufgabe veran-

schlagte Summe von 380 bis 456 Millionen Euro ver-

deutlicht die gesellschaftspolitische Relevanz und

Dimension dieses sozialtechnologischen Megaprojektes

(Ha 2007a).

Deutsche ‚Leitkultur’ + Diskriminierungen = Integration?

Wie die ernüchternden Ergebnisse der PISA-Studie,

aber auch die unterprivilegierten Abschlüsse migranti-

scher SchülerInnen zeigen, haben viele Eingewanderte

und ihre Nachkommen die selektiven Mechanismen des

deutschen Bildungssystems eher als Instrument der

sozialen Ausgrenzung erfahren.2 Dass ausgerechnet der

Zwang zur sekundären Sozialisation nun als favorisier-

tes Mittel ihrer gesellschaftlichen Integration präsentiert

wird, trägt nicht zur Vertrauensbildung bei. Vielmehr

verfestigt sich der Eindruck, dass die Integration in

ihrer imperativen Form mit dem Anspruch auf kulturel-

le und politische Vormachtstellung zugunsten der deut-

schen ‚Leitkultur’ verbunden ist. Wie es in der Verord-

nung heißt, sollen die Integra-

tionskurse neben dem „Erwerb

ausreichender Kenntnisse der

deutschen Sprache” auch

„Kenntnisse der Rechtsordnung,

der Kultur und der Geschichte

in Deutschland, insbesondere

auch der Werte des demokrati-

schen Staatswesens der Bundes-

republik Deutschland und der Prinzipien der Rechts-

staatlichkeit, Gleichberechtigung, Toleranz und Reli-

gionsfreiheit” (§ 3 IntV) vermitteln. Im offiziellen Poli-

tikverständnis der BRD fungiert die verordnete Integra-

tion somit als ein nationalpädagogisches Mittel, das sich

der Durchsetzung und Pflege der als überlegen angese-

henen deutschen Kultur- und Werteordnung widmet.

Da die amtliche Integrationspolitik - wie im NIP deut-

lich wird - sich wie selbstverständlich nicht mit institu-

tionalisiertem Rassismus und struktureller Diskriminie-

rung befasst, wird die unterprivilegierte Lebenslage der

Eingewanderten ganz nebenbei als Resultat eines

selbstverschuldeten sprachlichen Defizits stilisiert.

Daher sollen die deutschen Institutionen zukünftig

nicht nur den ‚Integrationsbedarf” der Betroffenen

ermitteln und die entsprechende „Therapie” festlegen.

Auch die MigrantInnen selbst müssen in den Kursen

nun ihre „Integrationsfähigkeit” beweisen, oder sie

riskieren entsprechende Sanktionen.
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* Dieser Text basiert

auf einem Beitrag,

den ich zusammen

mit Markus Schmitz

verfasst habe: „Der

nationalpädagogi-

sche Impetus der

deutschen Integra-

tions(dis)kurse im

Spiegel postkolonia-

ler Kritik” In:

Mecheril, Paul &

Monika Witsch (Hg.)

(2006): Cultural

Studies und Pädago-

gik. Bielefeld: trans-

cript, S. 226-266.

Zertifikat Deutsch
Integrationskurse als koloniale Praxis*. Von Kien Nghi Ha

„Das Disziplinierungsinstrument
der Integrationskursverordnung
trägt die politische Handschrift

des mehrfachen Big Brother
Award Gewinners Otto Schily”

Ill
u

st
ra

ti
o

n
:

M
ic

h
ae

la
 M

el
iá

n
,F

o
to

:M
ar

in
a 

G
in

al



Als Disziplinierungsinstrument wird Integration durch

legale Drohungen und Bestrafungen staatlich institutio-

nalisiert, die von der Verweigerung der Staatsbürger-

schaft (§ 11 Abs. 1 Staatsangehörigkeitsgesetz) über die

Kürzung der sozialen Grundsicherung (§ 44a Abs. 3

AufenthG) bis zu aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen

wie etwa der Ausweisung reichen (§ 8 Abs. 3 Auf-

enthG). Auf diese Weise wird „Integrationsbedürftigkeit”

zu einer juristischen Kategorie des Strafrechts,3 während

die Verpflichtung zum Besuch von Integrationskursen

einer 930-stündigen Untersuchungs- und Besserungshaft

gleicht.

German Postcolonial Studies

Die jüngste juristisch-administrative Verschärfung der

deutschen Integrationspraxis gibt erneut Anlass, in eine

kritische Auseinandersetzung mit dieser Thematik ein-

zusteigen. Gerade vor dem Hintergrund der entstehen-

den Integrationsindustrie ist es wichtig, die mit dem

Begriff der Integration ein-

hergehenden Vorstellungen

und Praktiken aus einer post-

kolonialen Perspektive zu

hinterfragen. Anstelle von

Angeboten auf freiwilliger

Basis wird mit der staatlichen

Anordnung erstmals im Auf-

enthaltsrecht (ehemals Ausländergesetz) der Grundsatz

des Integrationszwangs als nationalpädagogisches

Machtinstrument für die kulturelle (Re-)Sozialisierung

und politische Umerziehung ausschließlich für migranti-

sche Subjekte mit außereuropäischen Herkünften insti-

tutionalisiert. Auf der dominanten Seite sind sowohl die

etwa vier Millionen AnalphabetInnen, aber auch das

latent rechtsextreme Bevölkerungsviertel durch ihre

deutsche Staatsbürgerschaft vor der Weiterbildungs-

pflicht und den drohenden Entrechtungen durch die

Integrationspolitik geschützt.

Die Integrationskurse sind ausschließlich für Migrierte

aus Nicht-EU-Ländern zwingend. In der BRD lebende

EU-Bürgerinnen und -Bürger verfügen dagegen über

ein auf Freiwilligkeit basierendes Wahlrecht. Während

EU-Mitgliedern das Privileg sozialer, ökonomischer und

politischer Teilhabe gewährt wird, müssen sich alle

anderen Eingewanderten bereits den Anspruch auf Auf-

enthalt durch einen aktiven Nachweis ihrer ‚Integra-

tionsfähigkeit’ erarbeiten. Ebenso wenig müssen EU-

Angehörige bei als mangelhaft bewerteten Integrations-

leistungen negative Sanktionen fürchten. Von den

repressiven Auswirkungen sind vornehmlich People of

Color4 aus den postkolonialen Staaten in Asien, Latein-

amerika und Afrika, insbesondere muslimische Commu-

nities mit türkischen und arabischen Hintergründen

betroffen. Neben ökonomischen und politischen Erwä-

gungen spielen auch kulturell-religiöse und ethnisieren-

de Gesichtspunkte bei der Gestaltung von Integrations-

regelungen und Einwanderungsbegrenzungen eine

wichtige Rolle. Durch die unterschiedliche Vergabe von

Rechten und Pflichten - etwa im Aufenthaltsrecht und

im Arbeitsförderungsgesetz (AFG)5 - wird die euro- und

ethno-zentrierte Hierarchie unter Eingewanderten wei-

ter verfestigt. 

Da die Umerziehungsmaßnahmen in spezifischer Weise

postkoloniale MigrantInnen betreffen, sind koloniale

Kontexte, Analogien und Konfigurationen im Konzept

der Integrationskursverordnung bei der Analyse zu

berücksichtigen. Sowohl People of Color als auch post-

koloniale MigrantInnen stehen mit ehemals koloniali-

sierten geografischen Regionen in Verbindung und sind

mit tradierten kolonialrassistischen bzw. orientalistisch-

islamophoben Zuschreibungen konfrontiert. Integration

als Akt politischer Kontrolle, kultureller Überprüfung

und juristischer Zertifizierung wirft vor diesem Hinter-

grund besonders in seiner hoheitsamtlichen Form und

massenwirksamen Funktion weit reichende Fragen auf.

Sie betreffen sowohl die identitätspolitischen Selbstver-

gewisserungsstrategien der deutschen Dominanzgesell-

schaft als auch jenes post-/koloniale Machtverhältnis,

das sich in der selektiven Migrations- und Integrations-

politik artikuliert. Diese strukturellen Asymmetrien

legen eine Untersuchung ihrer kolonialisierenden Effek-

te nahe. Von hier wäre es dann auch möglich, nach

dem Zusammenhang von Migration, Integration und

Nationalstaat im Kontext seiner historischen Genese

und post-/kolonialen Einbettung zu fragen.

Im offiziellen Integrations(dis)kurs scheinen soziale

Realitäten wie struktureller Rassismus, institutionelle

Diskriminierungen und sozio-kulturelle Ausgrenzungen

durch die deutsche Gesellschaft wenig relevant. Indem

die rassistischen Einschreibungen dieser Gesellschaft

unsichtbar gemacht werden, entfallen wichtige Aus-

gangspunkte für ein machtkritisches Verständnis von

Migration, Rassismus und Integration. Stattdessen wer-

den die migrantischen Anderen in hegemonialen

Diskursen analog zum kolonialen Anderen per Defini-

tion als defizitär vorgeführt. Auch stellt die erzwungene

Integration in die Nation nicht nur die proklamierten

Integrationsziele, also die angestrebte Verwirklichung

der republikanischen Verfasstheit und die Freiheitsrech-

te, in Frage. Darüber hinaus negiert sie in eklatanter

Weise das kulturelle und politische Selbstbestimmungs-

recht von migrantischen Subjekten. Stattdessen herrscht

ein Blick vor, der sie somit als gefügige Verwaltungs-
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„Aus Angeboten auf freiwilliger
Basis wird ein nationalpädagogi-

sches Machtinstrument”
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und Zugriffsobjekte nationalstaatlicher Agenturen unter-

ordnet. Denn was ist in der vorherrschenden Diskus-

sion mit dem scheinbar so einbeziehenden Integrations-

begriff tatsächlich gemeint? „In der politischen Diskus-

sion wird er [der Begriff der Integration] meist als Assi-

milation verstanden, das heißt, als Aufgabe der eigenen

kulturellen und sprachlichen Herkünfte und im Sinne

einer totalen Anpassung an die deutsche Gesellschaft.”

(Meier-Braun  2002: 25f)

Postkoloniale MigrantInnen unter Generalverdacht

Die aktuelle Integrationskursverordnung zeigt in ihren

grundsätzlichen Annahmen, dass migrantische und

Schwarze Subjekte als defizitäre und deviante Objekte

definiert werden. Dabei treten augenfällige Parallelen

und Analogien zwischen der tradierten Praxis der deut-

schen Ausländerpolitik und kolonialen Kategorisierun-

gen des Anderen auf. Sowohl das aktuelle Integrations-

konzept als auch die histori-

schen Strategien der Zivilisie-

rung und Missionierung

beruhen auf einer manichäi-

schen Differenzkonstruktion

(Fanon 1981: 31-34). Darin

werden die Anderen erst

durch die koloniale Erzie-

hung wie ‚Wir’ und bekommen Menschlichkeit und kul-

turelle Werte zugesprochen. Die Imaginierung des

Anderen als gänzlich anders findet in der Herstellung

des Dualismus zwischen innen und außen, Subjekt und

Objekt, rational und irrational, gut und böse ihre

grundlegendste Voraussetzung. Dazu werden die post-

kolonialen Anderen in einem ersten Schritt ungeachtet

ihrer inneren Komplexität und Heterogenität entindivi-

dualisiert, vereinheitlicht und negativ konnotiert.

Anschließend werden diese zugeschriebenen Kollektiv-

merkmale in einem Gegensatzverhältnis zu den in der

BRD gültigen Normen und Werten ‚des Westens’ fixiert.

Auf diese Weise wird eine Fremdwahrnehmung repro-

duziert, die auch den Umgang der Übersee-Administra-

tion mit ihren kolonialisierten Untertanen im deutschen

Kaiserreich prägte. Diese erscheinen nicht als Träger

unveräußerlicher Individualrechte oder als politische

Subjekte mit einem Recht auf Selbstbestimmung. Viel-

mehr setzt die Erziehung des Kolonialisierten seine Ver-

kindlichung und Entmündigung voraus. In dem Maße,

wie die dominante Macht ihn pädagogisch, politisch

und kulturell sozialisiert, wird auch seine gesellschaftli-

che Existenz und Subjektwerdung autorisiert. 

Die Integrationskursverordnung geht davon aus, dass

People of Color im Gegensatz zu den anscheinend auf-

geklärten und zivilgesellschaftlich vollentwickelten

Deutschen die Prinzipien der Demokratie, Rechtsstaat-

lichkeit, Gleichberechtigung, Toleranz und Religions-

freiheit nicht oder nur unzureichend verinnerlicht hät-

ten. Indem mit solchen kollektiven Negativeigenschaf-

ten operiert wird, werden vor allem Muslime allgemein

autoritärer, sexistischer wie fundamentalistischer Grund-

haltungen und Verhaltensweisen verdächtigt. Offen-

sichtlich arbeitet diese Politik mit Fremd- und Feindbil-

dern, wodurch tradierte rassistische und orientalistisch-

islamophobe Stereotype staatliche Anerkennung finden.

Auf diese Weise werden diese Menschen doppelt ent-

wertet: Zum einen werden ihre kulturellen Kompeten-

zen negativ konnotiert; zum anderen werden der gras-

sierende politische Extremismusvorwurf und der religi-

öse Fundamentalismusverdacht als Grundlage staat-

lichen Handelns legitimiert und verallgemeinert. Dieser

Generalverdacht äußert sich auch in den Plänen für die

‚nachholende Integration’ von alteingesessenen Migran-

tInnen, die in einem Vorentwurf noch als ‚Bestandsaus-

länder’ tituliert wurden. Der Begriff des ‚Bestandsaus-

länders’ signalisiert eine kaufmännische Perspektive im

Geschäft mit der Ware ‚menschliche Arbeitskraft’,

wodurch die Betroffenen zu Objekten eines nationalen

Inventars verwandelt werden. Sie sollen als abhängige

Verfügungsmasse dem politischen Gestaltungswillen

beliebig unterstehen. Statt die Priorität auf den Abbau

von strukturellen Diskriminierungsdynamiken und die

nachhaltige Herstellung von gleichen Rechten zu legen,

fördert die politische Rahmensetzung der rigiden Inte-

gration rassistische Praktiken. 

Koloniale Konstruktionen und Analogien

Seit dem aufklärerischen Zeitalter der europäischen

‚Entdeckungen’ und Expansionen wird aus der mani-

chäischen Differenzkonstruktion zwischen ‚dem Wes-

ten’ und ‚seinem Anderen’ ein Anspruch auf politische

und kulturelle Überlegenheit abgeleitet. Historisch stan-

den die gewalttätige Missionierung, Zivilisierung und

(Unter-)Entwicklung des Anderen im Zentrum kolonial-

pädagogischer Praktiken. Auch im hiesigen Integra-

tionsdiskurs wird erst durch die dominante Perspektive

das Paradigma der Defizitkompensation und des ‚Kul-

turkonflikts’ erschaffen, das die demokratische und kul-

turelle Werterziehung des postkolonialen Anderen als

vordringliches Ziel der politischen Agenda vorschreibt.

Die diskursive und soziale Konstruktion fundamentaler

Differenzen und Antagonismen im Verhältnis zwischen

‚Deutschen’ und ‚Ausländern’ birgt entscheidende Vor-

teile für die Dominanzgesellschaft. Mittels ihrer letztlich

staatlich durchsetzbaren Definitionsmacht kann sie auf

allen relevanten Ebenen ein Unterordnungsverhältnis

zwischen deutscher Leitkultur und den als bedrohlich

oder defizitär konstruierten migrantischen Kulturprakti-
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„Einwanderungswillige werden
als infantile Schüler behandelt,
die der westlichen Aufklärung

sowie der deutschen Kultur- und
Spracherziehung bedürfen”



ken etablieren. Die angenommenen Abweichungen

migrantischer Provenienz werden oftmals kriminalisiert,

fanatisiert und pathologisiert. Erst so ist es möglich,

migrantische Subjekte auch gegen ihren Willen der als

notwendig erachteten administrativen Behandlung

zuzuführen. Integration wird so zu einer gesellschaft-

lichen Unterwerfungs- und kulturellen Unterordnungs-

technik.

Obwohl die Mittel sich unterscheiden, werden Einwan-

derungswillige - strukturell vergleichbar - wie die Insas-

sen von kolonialen Strafinstitutionen und Besserungsan-

stalten sowohl zum Schutze der deutschen Gesellschaft

als auch im wohlverstandenen Eigeninteresse der

Betroffenen überprüft, korrigiert und ausgesondert. Sie

werden als infantile Schüler behandelt, die - von streng

definierten Ausnahmen abgesehen (§ 4 Abs. 2 IntV) -

der westlichen Aufklärung sowie der deutschen Kultur-

und Spracherziehung bedürfen. Entsprechend basiert

eine Integrationspraxis, die als intern agierende Entwik-

klungshilfe angelegt ist, auf einem linearen Konzept

von Zivilisation und Kulturentwicklung. Dabei werden

die nationalen Kulturwerte universalisiert und ‚das

Deutsche’ an die Spitze einer nationalkulturell orientier-

ten Entwicklungspyramide gesetzt. Wie in der kolonia-

len Pädagogik, die den indigenen Untertanen die Zivili-

sierung durch die ‚harte, aber gute Hand des Kolonial-

herrn’ aufdrückte, sollen vornehmlich postkoloniale

People of Color durch Integrationszwang und Selbstver-

pflichtungen ‚gefördert’ werden.<
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1 Diese Institution ist

2002 aus dem früheren

Bundesamt für die Aner-

kennung ausländischer

Flüchtlinge hervorgegan-

gen. Aufgrund zahlreicher

Fehlentscheidungen sowie

menschenrechtlich

bedenklicher Verfügungen

stand sie im Mittelpunkt

der Kritik von Amnesty

International und Pro

Asyl.

2 Auch der letzte offizielle

Armutsbericht „Lebensla-

gen in Deutschland”

(2005) konstatiert eine

zunehmende soziale Aus-

schließung: „Insgesamt ist

in Deutschland das

Armutsrisiko von Personen

mit Migrationshintergrund

zwischen 1998 und 2003

von 19,6% auf 24% gestie-

gen, es liegt damit weiter-

hin deutlich über der

Armutsrisikoquote der

Gesamtbevölkerung” (S.

166).

3 Zeitgleich mit der Inte-

grationskursverordnung

wird nach § 55 AufenthG

eine Ermessungsabschie-

bung eingeführt, die auf-

grund einer „tatsachenge-

stützten Gefahrenprogno-

se” (§ 58a AufenthG)

gegen Verdächtige erlassen

werden kann. Der Rechts-

schutz wird außerdem auf

eine gerichtliche Instanz

beschränkt. Auch ‚geistige

Brandstifter’ (§ 55 Abs. 2

Nr. 8 AufenthG), Angehö-

rige verbotener Vereine (§

54 Nr. 7 AufenthG),

‚Schleuser” (§ 53 Nr. 3 Auf-

enthG) und so genannte

Unterstützer terroristischer

Organisationen (§ 54 Nr. 5

AufenthG) sind von der

Regelfall- oder Ermessens-

ausweisung betroffen.

Zusätzlich gilt, dass eine

Regelanfrage über verfas-

sungsfeindliche Einstellun-

gen vor der Erteilung einer

Niederlassungserlaubnis

oder einer Einbürgerung

durchgeführt wird.

4 Vgl. Ha (2007b) zur

Begriffsgeschichte und

Diskussion der politisch-

theoretischen Implikatio-

nen dieses Ansatzes.

5 Nach Festlegungen im

AFG (§ 19), in der Arbeits-

erlaubnisverordnung und

im Sozialgesetzbuch (SGB

III, § 285) dürfen Nicht-

EU-Angehörige nur dann

einen Job annehmen,

wenn weder Deutsche

noch gleichgestellte EU-

Bürger diese Arbeit zu den

angebotenen Bedingungen

übernehmen wollen. Diese

diskriminatorischen Geset-

ze tragen maßgeblich zu

einer systematischen gesell-

schaftlichen Unterschich-

tung von nicht-europäi-

schen People of Color bei,

die dadurch gezwungen

werden, stigmatisierte, kör-

perlich belastende und

schlecht bezahlte Tätigkei-

ten in der untersten

Betriebshierarchie anzu-

nehmen. Die sozialimperi-

alistischen Effekte dieser

rassistischen Arbeitsteilung

erinnern an die koloniale

‚Kuli-Ökonomie’ aus vor-

angegangenen Jahrhun-

derten. Dadurch werden

Analogien zu den Anfän-

gen der nationalstaatlich

organisierten Arbeitsmi-

grationspolitik im Wilhel-

minischen Kaiserreich

wachgerufen, die kolonia-

len Mustern folgen. Aus-

führlich hierzu: Ha 2004.
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